
732 der·Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über die Regierungsvorlage (651 der Beila­
gen) : Bundesgesetz, mit dem das Zivildienstge­
setz 1986 geändert wird (ZDG-Novelle 1988) 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde erforder­
lich, da gemäß § 5 Abs. 7 ZDG in der wiederver-

_ lautbarten Fassung, BGBI. Nr.679/1986, die 
Bestimmungeri des § 5 Abs. 1 und 6 mit Ablauf des 
30. November 1988 außer Kraft treten. Diese Befri­
stung gründet sich auf die vom Gesetzgeber bei der 
Novellierung des Zivildienstgesetzes im Jahre 1984 
gewünschte Überprüfung des (durch die ZDG­
Novelle 1980 erweiterten) Antragsrechtes auf 
Befreiung von der Wehrpflicht. Die zwingend not­
wendige Novellierung des Zivildienstgesetzes bietet 
zugleich die Möglichkeit, weitere bei der V ollzie­
hung dieses Bundesgesetzes gewonnene Erfahrun­
gen zu verwerten sowie vorgebrachte Wünsche und 
Anregungen zu berücksichtigen und die dadurch 
erforderlich gewordenen Änderungen vorzuschla­
gen. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage weist 
folgende Schwerpunkte auf: 

Schließung von Lücken im Zivildienstgesetz, 
Beseitigung von Härtefällen, 
Verwaltungsvereinfachung und damit ver­
bunden eine größere Effizienz, 
Erhöhung der Rechtssicherheit, 
Einführung eines Grundzivildienstes in der 
Dauer von sechs Monaten und von Zivil­
dienstübungen in der Gesamtdauer von zwei 
Monaten (60 Tagen), 
sonstige mögliche Anpassungen zur Gleich­
behandlung von Zivildienstpflichtigen und 
Wehrpflichtigen, 
Berücksichtigung der Judikatur des Verwal­
tungsgerichtshofes, 
Straffung der Einsatzgebiete für Zivildienst­
leistende entsprechend den Schwerpunkten 
bei den Zuweisungep, 

Begrenzung der Dauer des' Grundlehrganges 
mit drei Wochen und einsatzorientiene Aus­
richtung desselben, 
Anpassung der in Abschnitt X normierten 
Verwaltungsstrafbestimmungen an die Ver­
waltungsstrafgesetz-Novelle 1987, 
Erleichterung der Verständlichkeit einiger 
Bestimmungen und 
Beseitigung von bestehenden Redaktionsver-
sehen. ' 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
den gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 6. Juli 1988 in Verhandlung genommen 
und am Beginn seiner Beratungen den Abgeordne­
ten Dipl.-Ing., Dr. K e p p e I m ü Ile r zum 
Berichterstatter für den Ausschuß gewählt. Sodann 
wurde einstimmig beschlossen, zur Vorbehandlung 
des Gegenstandes einen Unterausschuß einzuset­
zen, dem von der Sozialistischen Partei Österreichs 
die Abgeordneten E Im ec k er, Fis ter, Dipl.-. 
Ing. Dr. K e p p e I müll e r, Re ich t und Hel­
mut Wolf, von der Österreichischen Volkspartei 
die Abgeordneten Bur g s t a 11 e r, Dr. Erm a­
cora, Dr. Ettmayer, Karas und Kraft, 
von der Freiheitlichen Partei Österreichs die Abge­
ordneten Hai ger m 0 s e rund Dr. Helene 
Partik-Pable sowie vom Klub der Grün­
Alternativen Abgeordneten de~ Abgeordnete 
W abi angehörten. 

Bei der konstituierenden Sitzung am 6. Juli 1988 . 
wurde der Abgeordnete E I m. eck er zum 
Obmann, Abgeordneter Bur g s t a 1l e r zum 
Obmann-Stellvertreter und die Abgeordnete Dr. 
Helene Par t i k - P abi e zur Schriftführerin 
gewählt. 

Der erwähnte Unterausschuß beschäftigte sich in 
zwei Arbeitssitzungen am 20. und ZCSeptember 
1988 mit der gegenständlichen Vorlage. . 

Über das Ergebnis seiner Arbeiten berichtete der 
Unterausschuß durch den Obmann Abgeordneten 
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2 732 der Beilagert 

EI m ,e' c;ke rdemAussch,uß füdnnere Angelegen­
heitenin. dessen Sitzung ·am.5. Oktober 1988. 

Von den Abgeordneten E I m eck e rund 
Bur g s t a II e r wurde ein umfassender Abände­
rungsantrag zur Regierungsvorlage eingebracht. 

Darüber hinaus wurden von der Abgeordneten 
Dr. Helene Par t i k-P abi e dem Ausschuß zwei 
Abänderungsanträge vorgelegt. 

Der Abgeordnete W abi stellte ebenfalls einen 
Abänderungsantrag zur Regierungsvorlage. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordne­
ten Dr. Helene Part i k-P abi e, W a'b I, 
Fis te r, Hai ger m 0 s e r, Bur g s t a II e r, 
Dr. Ermacora, Helmuth Stocker, Dr. 
E t t m a y e r, Kar as und der Ausschußobmann 
Abgeordneter E I m eck e rsowie der Bundesmi­
nister für Inneres B I e c h a. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung des Abänderungsan­
trages der Abgeordneten E I m eck e rund 
Bur g s t a II e r in der diesem Bericht beigedruck­
tenFassung mit' Stimmenmehrheit angenommen. 

Zu den vom Ausschuß beschlossenen Abände: 
rungen wurde ausgeführt: 

Zu Z 1 (§ 3 Abs. 2): 

Das Gebiet· "Flüchtlingsbetreuurtg" wurde in die 
taxative Aufzählung aufgenommen, da eine Tätig­
keit auf diesem Gebiet .jedenfalls auch der Zivilen 
Landesverteidigung zuzurechnen ist. 

'Desgleichen wurde die Ansicht vertreten, daß 
unter dem im ·neuen § 3 Abs. 2 angeführten Begriff 
"Sozial- und Behindertenhilfe" jede für körperlich 
und sozial. Hilfsbedürftige zu leistende Hilfe zu 
verstehen ist. Sozialhilfe kann danach zB auch in 
einem .bäuerlichen Anwesen geleistet werden, das 
-. etwa nach dem plötzlichen Tod des Bauern -
aus wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage ist, 
die für die Fortführung des Betriebes erforderlichen 
Landarbeiter aufzunehmen. 

Z~ Z 2,(§ 4 Abs. 7): 

Durch die Einfügung dieser Bestimmung soll 
gewährleistet werden, daß dei Hauptausschuß des 
Nationalrates in regelmäßigen Abständen den 
jeweiligen §t:tn<;l von auf den im § 3 Abs. 2 genann­
ien Gebieten anerkannten Einrichtungen zur 
Kenntnis nehmen kann. 

Z~ Z 3 und 4 (§§ 7 Abs. 2 und 26 a Abs. 1): 

Durch die" Änderung inden §§ 7 Abs. 2 und 26 a 
Abs. 1 soll auch)n diesen Belallgen eine Gleichbe­
handlung von Präsenz- und Zivildienern erreicht 
werden. 

Zu Z 5 (§ 37 b Abs. 1 letzter Satz): 

§ 37 b Abs. i letzter Satz hätte als Benachteili­
gung einer Gruppe v:ori. Zivildienstleistenden ange­
sehen werden können. Die'se Bestimmung wurde 
daher gestrichen. 

Leikam 

Berichterstatter 

•• Z9z'·6~'-1~,?d§§43A~.s ... 3~6~~~~.?; ah',: 
'. Bie EinfÜgung dieser-Bestimniungträgtdem· ver­
mutlichen Ausgang des beim Verfassungsgerichts­
hof unter Zahl: G 164-166/88 anhängigen Geset­
zesprüfungsverfahren hinsichtlich des § 60 ZDG 
Rechnung; nunmehr scheint gewährleistet, daß die 
Verwaltungsstrafbestimmungen des Zivildienstge­
setzes der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion (MRK) voll entsprechen. Die Zivildienstober­
kommission ist auf Grund ihrer Stellung als Tribu­
nal im Sinne der MRK anzusehen. 

pie vorerwähnten, neu eingefügten Bestimmun­
gen verlieren ihre Gültigkeit mit dem Inkrafttreten 
der Novelle zum B-VG, mit der unabhängige Straf­
behörden geschaffen werden. Der Verfassungsaus­
schuß hat bereits am 30. Juni 1988 unter 668 der 
Beilagen zu den Steno graph ischen Protokollen des 

. Nationalrates XVII. G P einen diesbezüglichen 
Antrag auf Beschlußfassung gestellt. Danach soll 
die B-VG- Novelle am L Jänner 1991 in Kraft tre­
ten. 

Zu Artikel III: 
L Die Absätze 2, 4, 6 und 7 wurden neu einge­

fügt und die in. der Regieru~gsvorlage enthaltenen 
Absätze 1 bis 4 entsprechend umnumeriert. 

2. Die Absätze 2 und 4 waren eine Konsequenz 
der durch den Abänderungsantrag neu eingefügten 
§§ 43 Abs. 3 Z 6 und 53 a. 

3. Zu Abs. 6 wurde ausgeführt, daß die dem Lan­
deshauptmann gemäß § 4 Abs. 4 Z 2 ohnedies 
obliegende Widerrufsverpflichtung, soweit sich 
diese auf die durch die ZDG-Novelle 1988 geschaf­
fene Straffung des § 3 Abs. 2 bezieht, mi.t 1. Juli 
1989 befristet werden sollte. 

per Landeshauptmann solle von einem Widerruf 
Abstand nehmen können, wenn eine bereits am 
1. Oktober 1988 anerkannt gewesene Einrichtung 
zwar nicht überwiegend einer Tätigkeit im Sinne 
des neuen § 3 dient, die Einrichtung jedoch -
unabhängig vom Umfang ihrer sonstigen Tätigkeit 
- so eingerichtet ist. oder wird, daß bei ihr Zivil­
dienstleistende eine dem § 3 entsprechende Dienst­
leistung erbringen können. 

4. Abs. 7 dient im Hinblick auf die Bestimmung 
des § 18 Zider KlarsteIlung. 

Die beiden Abänderungsanträge der Abgeordne­
ten Dr. Helene Par ti k-P abi e fanden keine 
Mehrheit; desgleichen der Abänderungsantrag des 
Abgeordneten W abI. . 

Zum' Berichterstatter für das Haus wurde der 
Abgeordnete Lei kam gewählt. 

Als Ergebnis seiner' Beratungen stellt der Aus­
schuß für innere Angelegenheiten somit den 
Antrag,der Nationalr.at wolle .dem. ange- /. 
s chi 0 s sen enG e set zent w u r f die verfas- • 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. ", 

Wien, 1988 10 05 

Elmecker 

Obmann 
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732 der Beilagen 3 

mit 
Bundesgesetz vom xx. XXXXX 1988, 

dem das Zivildienstgeseti 1986 geändert 
wird (ZDG-Novelle 1988) 

Der Nationalrai hat beschlossen: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, 
wie sie im Art. 11 des vorliegenden Bundesgesetzes 
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser V or­
schriften sind auch in den Belangen Bundessache, 
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in 
der Fassung von 1929 anderes vorsieht. 

Artikel 11 

Das Zivil~ienstgesetz 1986, BGBI. Nr.679,in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 336/ 
1987, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 lautet: 

,,§ 2. (1) (Verfassungsbestimmung) Wehrpflich­
tige im Sinne des Wehrgesetzes 1978, BGBI. 
Nr. 150, sind auf ihren Antrag nach Maßgabe des 
§ 5 Abs. 1 und 3 und des § 6 Abs. 5 von der Wehr­
pflicht zu befreien und zivildienstpflichtig, wenn sie 
es - von den Fällen der persönlichen Notwehr 
oder Nothilfe abgesehen - aus schwerwiegenden, 
glaubhaften Gewissensgründen ablehnen, Waffen­
gewalt gegen andere Menschen anzuw~nden und 
daher bei Leistung des Wehrdienstes in schwere 
Gewissensnot geraten würden. 

(2) Der Zivildienst (Abschnitt IIa) ist außerhalb 
des Bundesheeres zu leisten." ' 

,2. § 3 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Diese Dienstleistungen sind auf folgenden 
Gebieten zu erbringen: 
Dienst in Krankenanstalten 
Rettungswesen 
Einsätze bei Epidemien 
Sozial- und Behindertenhilfe 
Flüchtlingsbetreuung 
Katastrophenhilfe und Zivilschutz sowie 
andere Tätigkeiten im Rahmen der Zivilen Landes­
verteidigung. " 

2a. Dem § 4 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Das Verzeichnis gemäßAbs. 6 hat der Bun­
desminister für Inneres v<jr' Veroffentlichung dem 
Hauptausschuß des Nationalrates zur Kenntnis zu 
bringen." 

3. § 5 Abs. 1 und 2 lauten: 

,,(1) Der Wehrpflichtige, der ,tauglich', zum 
Wehrdienst im Sinne des Wehrgesetzes 1978 
befunden wurde, kann aus den im § 2 Abs. 1 
genannten Gründen seine Befreiung von der Wehr­
pflicht beantragen; Das Antragsrecht ruht 

1. bei der Einberufung des Wehrpflichtigen, der 
noch keinerlei Grundwehrdienst geleistet hat, 
nach Ablauf von zwei Wochen nach Zustel­
lung des Einberufungsbefehles oderallgemei­
ner Bekanntmachung der Einberufung bis zur 
Entlassung aus' dem Grundwehrdienst, im 
Falle der, Behebung des Einberufungsbefehles 
oder des Außerkrafttretens desselben kraft 
Gesetzes jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt, 

2. in den übrigen Fällen des ordentlichen und 
außerordentliehen Präsenzdienstes ab Zustel­
lung des Einberufungsbefehles oder allgemei­
ner' Bekanntmachung der Ei'nberufung bis zur 
Entlassung aus dem Präsenzdienst, bis zur 
Behebung des Einberufungsbefehles oder bis 
zum Außerkrafttreten desselben kraft' Geset­
zes, 

3. während eines' Jahres nach Eintritt det 
Rechtskraft der abweisenden Entscheidung 
der ZivildienstkommissIon oder dei' Zi"il­
dienstoberkommission (§ 43 Abs. 1). 

(2) Der Antrag nach Abs. 1 ist im Stellungsver­
fahren bei der Stellungskommission, sonst bei dem 
nach dem 'Wohnsitz des Antragstellers zuständigen 
Militärkommando schriftlich einzubringen oder 
mündlich zu Protokoll zu geben." 

4. § 5 Abs. 6 lautet: 

,,(6) (Verfassungsbestimmung) Wird dem Antr~g 
gemäß Abs. 1 stattgegeben,; sind Zeiten des geleiste­
ten Präsenzdienstes in den ordentlichen Zivildienst 
einzurechnen. Vom Zivildienstpflichtigen, der 
bereits Präsenzdienst gel~istet hat, ist jedoch min­
destens ein ordentlicher Zivildienst inder Dauer 
von vier Monaten zu leisten; in diesem Falle ist § 7 
Abs. 1 zweiter Satz nicht anzuwenden." , 

2 
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732 der Beilagen 

5. § 6 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Antragsteller kann dem Verfahren vor 
der Zivildienstkommission und der Zivildienstober­
kommission eine Person seines Venrauens beizie­
hen. Dieser stehen im Verfahren vor diesen Behör­
den das Recht auf Akteneinsicht und weiters die 
Rechte zu, die der Panei gemäß § 43 Abs. 3 A VG 
1950 bei mündlichen Verhandlungen eingeräumt 
werden. Die Venrallensperson darf diese Tätigkeit 
nicht gewerbsmäßig ausüben." 

6. Nach dem Abschnitt II wird folgender 
Abschnitt IIa' eingefügt: 

.,;A,b s c lt.~ i tt I Ja 

Zivildiens t 
§ 6a. (1) Der Zivildienst glieden sich in den 

ordentlichen und den au'ßerordentlichen Zivil-
dienst.' '. 

(2) Der ordentJi~he Zivildienst umfaßt 
1. den .Grundzivildienst und' 
2. die Zj~il(Ü~:nstübu?gen. 

(3)·.Der.atißerordentliche Zivildienst ist als Ein­
satz bei Elementarereignissen, Unglücksfällen 
außergewöhnlichen Umfanges und außerordentli­
chen Notständen zu 'leisten; und zwar 

1. als Einsatzgerriäß.§ 2r Abs. 1, nicht jedoch 
gemäß § Sa Abs.'1; und 

2~ als Einsatz·gem·äß:§- Sa Abs. 6." 

.7: §7 lautet: . 

':,,§ 7. (l)De~.Gf-U~dzivildienst dauen, unbescha­
det de~ §5Abs. 6, sf;chsMonate. Er ist, von den in 
4en §§ i2 Abs. 2, J 3,Abs. J bis 3, 19 Abs. 3 und 19a 
ARS. 5 gereg~lten Ausnahmdällen abgesehen, ohne 
Unterbrechungz.u leisten. Zum Grundzivildienst 
sind aUe Zivildienstpflichtigen verpflichtet, die das 
35. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Zivil­
dienstpflichtige, bei dene,n sich die Dauer des 
Gnindzivildienstes ,YomJag der Zuweisung an 
über die Vollen,dung des 35. Lebensjahres hinaus 
erstreckt, sind verpflichtet, diesen Grundzivildienst 
noch zur Gänze zu leisten. . 

"fi) ZivHdicnstübungensind Einsätze im Rahmen 
des ordentlicheri " Zivildienstes; die von Zivildienst­
pflichtigetl'iur· Erhaltung des Ausbildungsstandes 
zu leisten sind. Die Dauer der Zivildienstübu-ngen 
soll im Kalenderjahr 15 Tage nicht überschreiten. 
Die Gesamtdauer aller Zivildienstübungen, zu 
denen' ein" ZivlJaienstpflichtiger einberufen wird, 
darf60Tagenicht überschreiten; Zivildienstpflich­
tige . dürfen 'bis'zutVollendUng des' 40. Lebensjah­
reS zu Zivildienstübu'ngeneinberufen werden. 
Wurde derZivIldienstpflichtige aber aus besonders 
rücksichtswürdigen; ., in:: seiner Person gelegenen 
Gründen' oder aus' öffentlichen Interessen erst nach 
Ablauf des fünften Jahtes ab seiner Befreiung von 

der Wehrpflicht zur Leistung des Grundzivildien­
stes herangezogen oder aus dem Grundzivildienst 
vorzeitig entlassen, so darf er zu Zivildienstübun­
gen bis zum Ablauf von 15 Jahren nach der voll­
ständigen Leistung des Grundzivildienstes (Abs. 1), 
längstens jedoch bis zur Vollendung des 
50. Lebensjahres einberufen werden. 

(3) Sofern der Rechtsträger bei der Bedarfsan­
meldung nach § S Abs. 3 dies im Interesse der Ein­
richtung begehn, können Zivildienstpflichtige 
durch den Bundesminister für Inneres zur Leistung 
eines Grundzivildienstes in der Dauer von acht 
Monaten herangezogen werden, der an' die Stelle 
des Grundzivildienstes nach Abi;. 1 tritt. 

(4) Zivil dienstpflichtige, die den Grundzivildienst 
in der Dauer von acht' Monaten geleistet haben, 
sind von der Verpflichtung zur Leistung von Zivil­
dienstübungen nach Abs. 2 befreit." 

8. § 8 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Zuweisungsbescheid ist vom Bundesmi-
nister für Inneres bei einer Zuweisung . 

1. zum Grundzivildienst spätestens vier Wochen 
und 

2. zu Zivildienstübungen spätestens acht 
Wochen 

vor dem Tag des vorgesehenen Dienstantrittes 
zuzustellen, sofern dies mit dem Zweck des Einsat­
zes vereinbar ist." 

9. fSa lautet: 

,,§ 8a. (1) Der Bundesminister für Inneres kann 
den Rechtsträger der Einrichtung (§ 4 Abs.l) 
anweisen, seiner Einrichtung zugewiesene Zivil­
dienstleistende (§ S Abs. 1) zur Erbringung von 
Dienstleistungen nach § 21 Abs. 1 

1. in der Einrichtung selbst heranzuziehen oder 
2. an eine vom Bundesminister für Inneres 

bestimmte andere Einrichtung abzustellen. 
§ 21 Abs.1 ist sinngemäß anzuwenden. Die nach 
den Ziffern 1 und 2 geleisteten Dienste gelten als 
ordentlicher Zivildienst gemäß § 7 Abs. 2. 

(2) Bei Verfügungen' nach Abs. 1 ist nach Maß­
gabe der den Einsatz bedingenden Voraussetzun­
gen auf die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
der ~inrichtung Bedacht zu nehmen. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 hat der Rechtsträger 
der Einrichtung die Zivildienstleistenden entspre­
chend anzuweisen. 

( 4) Der Zivildienstleistende ist 'verpflichtet, eiller 
Anordnung nach Abs. 3 unverzüglich Folge zu !ei­
steno 

(5) In den Fällen, in denen der Zivildienstlei­
stende nicht bei der bisherigen Einrichtung Dienst 
verrichtet, gilt er als der Einrichtung :zugewiesen; 
zu der er nach Abs. 1 Z 2 abgestellt worden ist. 
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(6) Sofern ein Einsatz nach Abs~ 1 über die 
bescheidmäßig verfügte Dauer des ordentlichen 
Zivildienstes (§ 8 Abs. 1) hinaus erforderlich wird, 
ist der weitere Einsatz vom Bundesminister für 
Inneres bescheidmäßig zu verfügen und gilt als . 
außerordentlicher Zivildienst gemäß § 21 Abs. 1. 

(7) Der Landeshauptmann und die Bezirksver­
waltungsbehörden haben bei der Vollziehung der 
Abs. 1 und 6 mitzuwirken." 

10. § 10 lautet: 

,,§ 10. (1) Beantragt ein Zivildienstpflichtiger vor 
Erhalt des' Zuweisungsbescheides selbst seine 
Zuweisung zu' einer Einrichtung (§ 4) zwecks 
sofortiger Leistung des Grundzivildienstes, so hat 
der Bundesminister für Inneres ehestmöglich die 
Zuweisung des Antragstellers zu einer Einrichtung 
unter Bedachmahme auf § 9 Abs. 3 zu verfügen. 

(2) Die Bundesregierung hat dafür zu sorgen, 
daß im Bereich der Verwaltung <fes Bundes genü­
gend Zivildienstplätie zur Verfügung stehen, um 
zu gewährleisten, daß jeder Zivildienstpflichtige 

1. den Grundzivildienst längstens innerhalb von 
fünf Jahren ab seiner Befreiung von der 
Wehrpflicht antreten und 

2. zu den Zivildienstübungen vor Vollendung 
des 40. Lebensjahres herangezogen werden 

kann." 

1 L Dem § 11 Abs. 1 wird folgender Satz ange­
fügt: 

"Ferner ist die Verpflichtung auszusprechen, in den 
im § 21 Abs. 1 genannten Anlaßfällen erforderli­
chenfalls Dienstleistungen nach Maßgabe des § 8a 
Abs. 1 bis 5 zu erbringen." 

12. § 12a lautet: 

,,(Verfassungsbestimmung) 

§ 12a. (1) Zivildienstpflichtige sind zur Leistung 
des ordentlichen Zivildienstes in der in § 7 Abs. 1 
bis 3 festgelegten Dauer nicht mehr heranzuziehen, 
wenn sie im Ausland mindestens zwei Jahre Ent­
wicklungshilfedienst im Sinne des Entwicklungshel­
fergesetzes, BGBI. Nr. 574/83, geleistet haben und 
dies vom Bundesminister für auswärtige Angele­
genheiten bestätigt wird. 

. (2) Zivildienstpflichtige, die neben der öster­
reichischen Staatsbürgerschaft auch die Staatsange­
hörigkeit eines anderen Staates besitzen und in dem 
anderen Staat ihren Wehr- oder Zivildienst (Wehr­
ersatzdienst) abgeleistet haben, sind - unbescha­
det bestehender zwischenstaatlicher Vereinbarun­
gen - zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes 
in der in § 7 Abs. 1 bis 3 festgelegten Dauer nicht 
mehr heranzuziehen." 

13. § 16 entfällt. 

14. § 18 Ia'utet: 

,,§ 18. Der Bundesminister ,für Irülete's' hat den 
Zivildienstpflichtigen eirier anderen Eiiirichtung 
zuzuweisen, wenn .. ': c·,.·' ".':." ''',,, 

1. die Anerkennung der'hisherigen Einrichtung 
als Träger des Zivildienstes widerrufen'\Vur-de 
(§ 4 Abs. 4), . '. 

2. die bisherige Einrichtu(lg keinen Be<\arf mehr 
an den Dienstleistungen äes ZivildienstpfIich­
tigen hat, sofern eine Verfügung nach § 17 
Z 2 nicht in Betracht kommt,>' .. , 

3. die Eignung des Zivildienstpflichtigenfürdie 
Dienstleistungen nicht·. mehr ,'gegeben .' ist, 
sofern eine Verfügung nach§17 Z 1 nicht in 
Betracht kommt, 

4. die bisherige Einrichtung von einem Streik 
oder einer Aussperrung betroffen wird oder' 

5. den Interessen des Zivildienstes durch die 
Dienstleistung bei einer' anderen Einrichtung 
besser entsprochen wird," 

15. § 18a Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Zivildienstleist~ndeist währ~~d des 
Grundzivildienstes vom Bundesminister für Inneres 
einem Grundlehrgang in der Dauer von .. drei 
Wochen zu unterziehen, soweit dies für' die lei­
stung eines Zivildienstes gemäß' den §§ Ba und 21 
Abs. 1 erforderlich ist." .' 

16.§ 18a Abs. 5 lautet: 

,,(5) Der Zivildienstleistende ist verpflichtet,am 
Grundlehrgang nach Abs.l.und 4 teilzunehmen." 

17. Im § 19 Abs. 2 wird der Verweis auf§·18 Z 2 
durch den Verweis auf §,18 Z 3 ersetzt .. 

18. § 19a Abs. 1 wirddürchfolgendeAbsl bis 3 
ersetzt: 

,,(1)' Zivildienstleisten4~,·· d<;:rep. Dienstunfähi~­
keit von dem gemäß § 19 Abs. 2 zuständigen Amts­
arzt festgestellt wird, sind mit Ablauf des Tages 
dieser Feststellung vOl;"zeitigausdem Zivildienst zu 
entlassen. 

(2) Als dienstunfähig gilt, y.re~,geistig. oder. kör-
perlich zu jedem Zivildienst .. . 

1. dauernd oder . '. . 
2. vorübergehend 

unfähig ist. 

(3) Vorübergehende l)iens.tunf~higkeit (Abs. 2 
Z 2) ist anzunehmen;. Wet:m die. Herstellung .der 
Dienstfähigkeit innerhai/:> yon 30 Tagen ab de~ 
Tag der Feststellung nach'Abs.l,·sofer~ aber d,~r 
Zivildienst früher endet bis,zlI '.4i~sem . Zeitp\lnkt" 
nicht zu erwarten ist." 

19. Die bisherigen Abs:2,3Und4·des § 19a wer­
den als Abs. 4, 5 und 6bezeithnet>· ,; , 
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20. § 21 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die. §§8 (ausge,nommen Abs. 2), 9 (ausge­
nommen Abs. 3),11 (ausgenommen Abs. 1, soweit 
dieser die Angabe des Zeitpunktes, in dem der 
Zivildienst· endet, und den Ausspruch der Ver­
pflich~ung nach Abs. 1 letzter Satz betrifft), 12, 13, 
13a, 15, 17, 18, 19, 19a und 20 sind anzuwenden." 

21. Dem §'22 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Er hat kurzfristig auch nicht zu seinen Auf­
gaben gehörende (§ 11 Abs. 1), im Rahmen des 
Aufgabenbereiches der Einrichtung liegende 
Dienstleistungen zu erbringen, soweit dies im Inter­
essedes Dienstes erforderlich ist. Auch solche 
Tätigkeiten dürfen nicht in der Anwendung von 
Gewalt gegen andere Menschen bestehen (§ 3 
Abs. 1 letzter Satz)." 

22. § 23 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Zivildienstleistende ist verpflichtet, eine 
vom Rechtsträge! der Einrichtung oder vom Bun­
desministerium für Inneres zugewiesene dienstliche 
Unterkunft zu beziehen." 

23.§ 23a lautet: 

,,$ 23a. (1) Als Anerkennung für besondere Lei­
stungen im Dienst, insbesondere als Ausgleich für 
Mehrdienstleistungen, kann der Vorgesetzte (§ 38 
Abs. 5) Zivildienstleistenden eine DienstfreisteIlung 
gewähren. Diese DienstfreisteIlung darf im einzel­
nen Fall unter Bedachtnahme auf die jeweiligen 
dienstlichen' Erfordernisse bis zu einer Dauer von 
zwei Werktagen gewährt werden; die Gesamtdauer 
solcher DienstfreisteIlungen darf innerhalb des 
Grundzivildienstesvon sechs Monaten sechs Werk­
tage und innerhalb eines solchen von acht Monaten 
acht Werktage nicht überschreiten. Im Falle einer 
Zuweisung für einen kürzeren Zeitraum vermindert 
sich die Gesamtdauer solcher DienstfreisteIlungen 
entsprechend. Der Zeitpunkt der DienstfreisteIlung 
ist nach den dienstlichen Erfordernissen festzuset­
zen. 

(2) Sofern besondere Leistungen im Dienst eine 
höhere Anerkennung verdienen, als im Abs. 1 vor­
gesehen ist, kann der Bundesminister für Inneres 
zusätzlich zu DienstfreisteIlungen nach Abs. 1 
DienstfreisteIlungen bis zur Dauer von drei Werk­
tagen gewähren. Der Zeitpunkt dieser Dienstfrei­
steIlungen ist nach den dienstlichen Erfordernissen 
festzusetzen. 

(3) Außer den in den Abs. 1 und 2 geregelten 
DienstfreisteIlungen kann Zivildienstleistenden 
vom Vorgesetzten in dringenden Fällen, insbeson­
dere 'aus familiären oder sonstigen persönlichen 
Gründen, eine DienstfreisteIlung im unbedingt not­
wendigen Ausmaß bis zu einer Woche gewährt 
werden; eine längere DienstfreisteIlung, höchstens 
jedoch bis zu zwei Wochen, kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für. Inneres bewilligt werden." 

24. § 25 Abs. 1 Z 1 lautet: 

,,1. Taggeld und Monatsprämie (§§ 26 und 26a)," 

25. § 25 Abs. 5 entfällt. 

26. § 25a lautet: 

,,$ 25a. (1) Nimmt der Zivildienstleistende an der 
Verpflegung durch den Bund oder den Rechtsträ­
ger der Einrichtung nicht teil, gebührt ihm an Stelle 
der Verpflegung ein Verpflegsgeld 

1. in der Höhe des den Wehrpflichtigen nach 
§ 11 Abs. 3 des Heeresgebührengesetzes 1985 
- HGG, BGBI. Nr. 87, gebührenden Tages­
kostgeldes, wenn die Einrichtung aus in der 
Person des Zivildienstleistenden gelegenen 
Gründen, wie Familienbesuch und Dienstfrei­
steIlung gemäß § 23a, die Nichtteilnahme an 
der Verpflegung bewilligt und einer Bewilli­
gung Interessen des Zivildienstes nicht entge­
genstehen, 

2. in der doppelten Höhe des in Z 1 genannten 
Tageskostgeldes für einen in häuslicher Pflege 
verbrachten Krankenstand (§ 23b Abs. 2). 

(2) Kein Verpflegsgeld gebührt während der Zeit 
einer stationären Behandlung in einem Kranken­
haus oder eines Aufenthaltes in einem Genesungs­
heim ab dem der Einlieferung nächstfolgenden bis 
zu dem der Entlassung vorangehenden Tag (§ 28 
Abs.2). 

(3) Das Verpflegsgeld nach Abs. 1 ist von der 
Einrichtung ehestens, im Falle der Z 2 jedoch spä- ' 
testens am zweiten Werktag nach Wiederantritt des 
Dienstes, auszuzahlen." 

27. § 26 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Das Taggeld beträgt im Falle 
1. eines ordentlichen Zivildienstes gemäß §8 

Abs.l 45 S, 
2. eines ordentlichen Zivildienstes gemäß § 8a 

Abs.l 65 S, 
3. eines außerordentlichen Zivildienstes gemäß 

§ 8a Abs. 6 100 Sund 
4. eines außerordentlichen Zivildienstes gemäß 

§ 21 Abs. 1 65 S." 

28. § 26 Abs. 3 entfällt. 

29. § 26a lautet: 

,,$ 26a. (1) Dem Zivildienstpflichtigen, der einen 
im § 34 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Zivildienst lei­
stet, gebührt für jeden Monat eines solchen Zivil­
dienstes eine Monatsprämie in der Höhe von 180 S. 

(2) Erstreckt sich der Anspruch auf die Monats-
• prämie auf Bruchteile eines Monats, so gebührt sie 

mit je einem Dreißigstel für jeden Kalendertag die­
ser Bruchteile." 

30. § 27 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Dem Zivildienstleistenden sind die Kosten 
für die Unterkunft mit 90 vH der Nächtigungsge-
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bühr, wIe sIe emem auf Dienstreise befindlichen 
Bundesbeamten der Gebührenstufe 1 nach den 
Bestimmungen des § 13 Abs. 1 und 7 der Reisege­
bührenvorschrift 1955, BGBI.Nr.133, gebühren -
unbeschadet der Bestimmungen des § 32 Abs. 2 -, 
zu ersetzen (Quartiergeld). Sofern dieser Betrag 
nicht auf einen vollen Schillingbetrag lautet, sind 
Bruchteile des jeweiligen Schillingbetrages auf den 
nächsten vollen Schillingbetrag aufzurunden." " 

31. § 27 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Anspruch auf Quartiergeld entfällt, 
wenn für die täglichen Reisen des Zivildienstlei-

'I st(!nden die fahrplanmäßige Fahrzeit eines Massen­
beförderungsmittels für die Strecke von dem der 
Wohnung ,des Zivildienstleistenden nächstgelege­
nen für die Fahrt in Betracht kommenden Bahnhof 
zum Dienstort und zurück zusammen nicht mehr 
als zwei Stunden beträgt, ohne daß durch die 
Rückfahrt eine ununterbrochene elfstündige Ruhe­
zeit verhindert wird. In diesen Fällen tritt an Stelle 
des Quartiergeldes die Reisekostenvergütung nach 
§ 31 Abs. 1 Z7." 

32. § 28 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die Höhe des Kostgeldes entspricht dem 
Vierfachen des in § 25a Abs. 1 Z 1 genannten 
Tageskostgeldes. " 

33. Dem § 28 wird fo,lgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Für einen in häuslicher Pflege verbrachten 
Krankenstand (§ 23b Abs. 2) gebührt an Stelle der 
Vergütung nach Abs. 1 eine solche in der im § 25a 
Abs. 1 Z 2 festgesetzten Höhe." 

34. § 31 Abs. 1 Z 1 lautet: 

,,1. Bei Antritt des Zivildienstes die Anreise von 
der Wohnung oder Arbeitsstelle des Zivil­
dienstpflichtigen im Inland, sofern aber diese 
im Ausland gelegen sind, von der Staats­
grenze zur Einrichtung (Dienstverrichtungs­
stelle)." 

35. Im § 31 Abs. 1 Z 4 wird der Ausdruck "des 
ordentlichen Zivildienstes" durch "des Grundzivil­
dienstes" ersetzt. 

36., § 31 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

,,(8) Dem Zivildienstleistenden, der die Funktion 
eines Vertrauensmannes ausübt (§ 37c Abs. 1 und 
2), gebührt für die von ihm nach § 37c Abs.4 
durchgeführten Reisen 

1. eine Fahrtkostenvergütung für die Beförde­
rung einer Person für die Strecke zwischen 
seiner Einrichtung (Einsatzstelle) und dem 
Ort der Dienstverrichtung mit dem billigsten 
Massenbeförderungsmittel und 

2.- eine Reisezulage (Tages- und Nächtigungsge­
bühr), wie sie einem auf Dienstreise befindli­
chen ,Bundesbeamten in der Ge?ührenstufe 1, 

Tarif 11, der Reisegebührenvorschrift 1955 
zusteht. 

Die Abs. 5 und 6 sind sinngemäß anzuwenden." 

37. § 32 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Die nach den §§ 26 bis 30 sowie nach§ 31 
Abs. 1 Z 1 bis 7 und Abs. 8 gebührenden Beträge 
sind vom Bund zu tragen. Das Bundesministerium ' 
für Inneres hat sie zu berechnen, zahlbar zu stellen, 
auszuzahlen und zu verr~chnen. Auf Verlangen des 
Bundesministeriums für Inneres ist der Rechtsträ­
ger der Einrichtung verpflichtet, die Auszahlung 
durchzuführen. " 

38. Im § 32 Abs. 2 wird zwischen den Ausdrük­
ken "Das Taggeld," und "das Quartiergeld" der 
Ausdruck "die Monatsprämie" eingefügt. 

39. § 34 Abs, 1 lautet: 

,,(1) Der Zivildienstpflichtige, der 
1. einen Grundzivildienst in der Dauer von sechs 

Monaten, 
2. einen Grundzivildienst in der Dauer von acht 

Monaten oder 
3. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß 

§ 8a Abs. 6 im Anschluß an einen in den Z 1 
und 2 genannten Zivildienst ' 

leistet, hat Anspruch auf Familienunterhalt und 
Wohnkostenbeihilfe, wie er einem Wehrpflichtigen 
nach den §§ 25 und 30 HGG zusteht." 

40. Im § 34 Abs. 2 erster Satz entfällt die Wen­
dung "sowie des § 34a". 

41. § 34a wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Auf die Antragstellung, die Entscheidung 
über den Antrag, die Mitteilungspflicht, die Aus­
zahlung sowie die Übergenüsse ist § 34 Abs. 2 und 
3 sinngemäß anzuwenden." ' 

42. § 34b lautet: 

,,§ 34b. (1) Der Zivildienstpflichtige, der 
1. Zivildienstübungen, 
2. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß 

§ 8a Abs. 6 im Anschluß an einen in Z 1 
genannten Zivildienst oder, 

3. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß 
§ 21 Abs. 1 

leistet, hat für die Dauer eines solchen Zivildienstes 
Anspruch auf Entschädigung oder Fortzahlung der 
Dienstbezüge, wie er einem Wehrpflichtigen 
zusteht, der einen außerordentlichen Präsenzdienst 
gemäß § 2 Abs. 1 lit. a des Wehrgesetzes 1978 lei­
stet. 

(2) Auf die Entschädigung und die Fortzahlung 
der Dienstbezüge sind die Bestimmungen des 
VI. Abschnittes des HGG sowie dessen §§ 43, 44 
Abs. 1 und 2 und § 45 sinngemäß anzuwenden. 
Dabei tritt an die Stelle 

1. des im § 41 Abs. 2 letzter Satz HGG genann­
ten zuständigen' Militärkommandos das Bun­
desministerium für Inneres und 
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2. des im § 45 Abs. 3 HGG genannten Bundes­
ministers für Landesverteidigung der Bundes­
minister für Inneres. 

(3) Bei Zivildienstübungen sind auszuzahlen: 
1. die Pauschalentschädigung gemäß § 36 Abs. 1 

HGG vom Bundesminister für Inneres bei der 
Entlassung aus diesem Zivildienst und 

2. die Entschädigungsbeträge, die über die Pau­
schalentschädigung hinausgehen, von der 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich 

. nach Zustellung des Bescheides über die 
Zuerkennung der Entschädigung gemäß § 36 
Abs.2 HGG." 

43. § 37b lautet: 

,,§ 37b. (1) Zivildienstpflichtige, die einen 
Grundzivildienst leisten, haben aus ihren Reihen 

1. in Einrichtungen mit drei bis neunzehn Zivil­
dienstleistenden einen Vertrauensmann und 
einen Stellvertreter, 

2. in Einrichtungen mit zwanzig und mehr Zivil­
dienstleistenden einen Vertrauensmann und 
zwei Stellvertreter 

zu wählen. 

(2) Sind bei einer Einrichtung eine oder mehrere 
Einsatzstellen anerkannt, so sind in diesen Vertrau­
ensmänner (Stellvertreter). nach den Bestimmungen 
des Abs. 1 zu wählen. In diesem Fall gilt für die bei 
der Einrichtung direkt eingesetzten Zivildienstlei -
stenden die Einrichtung als Einsatzstelle. Eine 
gemeinsame Vertretung für die der Einrichtung ins­
gesamt zugewiesenen Zivildienstleistenden (Zen­
tralvertretung) . ist nicht durchzuführen. 

(3) Der Vertretungsbereich des Vertrauensman­
nes erstreckt sich auf alle der Einrichtung (Einsatz­
stelle) zugewiesenen Zivildienstleistenden. 

(4) Der Stellvertreter hat bei der Besorgung der 
Aufgaben des Vertrauensmannes mitzuwirken. Er 
vertritt diesen in dessen Abwesenheit und nimmt 
die Aufgaben des Vertrauensmannes in den Fällen 
des Erlösehens dieser Funktion (§ 37d Abs. 4) 
wahr." 

44. § 37c lautet: 

,,§ 37c. (1) Der Vertrauensmann hat die Interes­
sen der von ihm vertretenen Zivildienstleistenden 
gegenüber der Einrichtung (Einsatzstelle) und 
deren Rechtsträger, soweit sie den Dienstbetrieb 
betreffen, zu wahren und zu fördern. Er hat insbe­
sondere das Recht, mitzuwirken: 

1. In Angelegenheiten der Erbringung der im 
§ 25 Abs. 2 genarinten Naturalleistungen, 

2: in Angelegenheiten der dem Rechtsträger der 
Einrichtung gegenüber dem Zivildienstleisten­
den obliegenden Pflichten nach § 38, 

3. in Angelegenheiten der Dienstfreistellung, 
4. bei Vorbringen von Wünschen und Beschwer­

den. 

(2) Der Vertrauensmann hat das Recht, in Ange­
legenheiten nach Abs. 1 vom Vorgesetzten gehört 
zu werden sowie Vorschläge zu erstatten. Er kann, 
wenn er einer Einrichtung mit einer oder mehreren 
Einsatzstellen zugewiesen ist, vom Rechtsträger der 
Einrichtung nur mit Zustimmung des Bundesmini­
sters für Inneres zu einer anderen Einsatzstelle, zur 
Einrichtung selbst oder von dieser zu einer Einsatz­
steile zugeteilt werden. 

(3) 1. Der Rechtsträger der Einrichtung (Ein­
satzstelle) hat dem Vertrauensmann ins­
besondere 
a) die für die Wahrnehmung seiner Auf­

gaben (Abs. 1 und 2) notwendigen 
Informationen zu erteilen, soweit 
Interessen der Einrichtung (Einsatz­
stelle) oder gesetzliche Verpflichtun­
gen zur Verschwiegenheit nicht. entge­
genstehen, 

. b) die für die Ausübung seiner Funktion 
notwendige freie Zeit zu gewähren, 

c) beabsichtigte Mitteilungen des Rechts­
trägers nach § 39 Abs. 1 Z 1 zur 
Kenntnis zu bringen und Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben sowie 

d) die zur ordnungsgemäßen Wahrneh­
mung seiner Aufgaben notwendigen 
Sacherfordernisse im angemessenen 
Ausmaß zur Verfügung zu stellen. 

2. Der Venrauensmann ist bei der Wahr­
nehmung seiner Aufgaben an keine Wei­
sungen gebUnden und darf wegen dieser 
Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Er 
hat hiebei auf die' Erfordernisse des 
Dienstbetriebes RückSicht zu nehmen. 

(4) Sofern es auf anderem Wege nicht möglich 
und die Angelegenheit wegen Gefährdung wesent­
licher Interessen des Vertretenen unaufschiebbar 
ist, kann der Vertrauensmann von der Einrichtung 
(Einsatzstelle) zum Ort seines funktionsbedingt 
notwendigen Einschreitens (Abs. 1,2 und 6) reisen. 
§ 31 Abs. 8 ist anzuwenden. 

(5) Den Zivildienstleistenden bleibt es unbenom­
men, Wünsche und Beschwerden auch ohne Beizie­
hung des Vertrauensmannes vorzubringen. 

(6) Die Zivildienstleistenden köpnen sich im Ver­
fahren vor den mit Angelegenheiten des Zivildien­
stes betrauten Behörden durch den Vertrauens­
mann vertreten lassen, soweit diese Angelegenhei­
,ten mit dem Zivildienst in direktem Zusammenhang 
stehen. § 10 A VG 1950 und § 72 sind anzuwen­
den." 

45. § 37d lautet: 

,,§ 37d. (1) Die Wahl zum Venrauensmann 
(Stellvertreter) ist auf der Grundlage des unmittel­
baren, gleichen, geheimen und persönlichen Wahl­
rechtes durchzuführen. . Der Bundesminister für 
Inneres kann, sofern es im Interesse der Zweckmä- , 
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ßigkeit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen 
ist, anordnen, daß das Wahlrecht durch Abgabe der 
Stimme im Wege der Post (Briefwahl) ausgeübt 
wird. 

(2) Zivildienstpflichtige, die Grundzivildienst lei­
sten, haben den Vertrauensmann (Stellvertreter) 
jeweils sobald als möglich, spätestens jedoch inner­
halb von fünf Wochen nach den vom Bundesmini­
sterium für Inneres festgelegten allgemeinen 
Zu'weisungsterminen zu wählen. 

(3) Verlangt mehr als die Hälfte der Wahlbe­
rechtigten die Abberufung des Vertrauensmannes 
(des Stellvertreters), so ist darüber abzustimmen 
und - falls erforderlich - für den Rest der Funk­
tionsperiode eine Neuwahl nach den Grundsätzen 
der Abs. 1, 5 und 7 durchzuführen. Dasselbe gilt, 
wenn sowohl die Funktion des Vertrauensmannes 
als auch die der Stellvertreter aus den in Abs. 4 Z 1 
und 3 bis 5 genannten Gründen erloschen ist. 

(4) Die Funktion des Vertrauensmannes (Stell­
vertreters) erlischt mit 

1. dem Ausscheiden des Zivildienstpflichtigen 
aus dem Grundzivildienst, 

2 .. ,der Wahl eines neuen Vertrauensmannes 
(Stellvertreters) , 

3. dem gegenüber der Bezirksverwaltungsbe­
hörde (Abs. 5) schriftlich erklärten Verzicht 
auf diese Fuoktion, 

4. der Abberufung (Abs. 3), 
5. der Versetzung zu einer anderen Einrichtung 

oder 
6. der Zuteilung zu einer anderen Einsatzstelle, 

zur Einrichtung selbst oder von dieset zu 
einer Einsatzstelle. 

(5) Die Wahlzum Vertrauensmann (Stellvertre­
ter) ist von der nach dem Sitz der Einrichtung (Ein­
satzstelle ) zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 
durchzuführen. Bei Einrichtungen (Einsatzstellen), 
die ihren Sitz in Wien, ihren örtlichen Wirkungsbe­
reich jedoch außerhalb dieses Bundeslandes haben, 
isdür die Wahl des Vertrauensmannes (Stellvertre­
ters) die Bezirkshauptmannschaft Wien -Umgebung 
zuständig. 

(6) Zum Vertrauerisman~ ist ge~ählt, wer die 
meisten der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich 
vereinigt. Zum Stellvertreter ist jener Zivildienstlei­
stende gewählt, der die nächstniedrigere Zahl der 
gültigen abgegebenen Stimmen erhalten hat. Dies 
gilt sinngemäß für die Wahl eines weiteren Stellver­
treters. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(7) Der Rechtsträger der Einrichr.unghat bei der 
Volliiehimg des§ 37d mitz~'wlrken, und zwat ins­
besondere bei der. Festsetzung de's, Wahlterinines, 
'der Erstellung der W:i.hIeriiste' und desW ahlvor-' 
schl~ges . uiid' dei Bekanntgabe d~'s Wahlergebnis-
ses. 

.' . . 

(8) Det.·Bundesminist~r fUrInneres. hat durch 
Verordnung.nähere .. Bestimmungen über. die 

Durchführung der Wahl, insbesondere über die 
Mitwirkung des Rechtsträgers bei dieser (Abs.7), 
sowie über· die Vorgangsweise und die Abstimmung 
im Falle einer Abberufung des Vertrauensmannes 
(Stellvertreters) zu erlassen." 

46. § 37e lautet: 

,,§ 37e. (1) Dem Zivildienstleistenden ist auf 
Antrag von der nach dem Sitz der Einrichtung ört­
lich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zum 
Zwecke der Legitimation ein Lichtbildausweis aus­
zustellen. Dem Antrag sind die zum Nachweis der 
in den Ausweis aufzunehmenden Daten erforderli­
chen Unterlagen sowie zwei Lichtbilder des Zivil­
dienstleistenden anzuschließen. Bei Einrichtungen, 
die ihren Sitz in Wien, ihren örtlichen Wirkungsbe­
reich jedoch außerhalb dieses Bundeslandes haben, 
ist für die Ausstellung dieses Ausweises die Bezirks­
hauptmannschaft Wien-Umgebung zuständig. In 
diesem Ausweis sind insbesondere die Identität des 
Inhabers und dessen Eigenschaft als Zivildienstlei­
stender anzuführen. 

(2) Nähere Bestimmungen über den Lichtbild­
ausweis, insbesondere über äußere Form, aufzuneh­
mende Daten und Gültigkeitsdauer, sind durch 
Verordnung des Bundesministers für Inneres zu 
erlassen.'~ 

47. § 38 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Rechtsträger hat vorzusorgen, daß die 
Zivildienstleistenden im Rahmen des Zuweisungs~ 
bescheides und des § 22 Abs. 5 im Sinne des § 3 
angerftessen beschäftigt werden." 

48. § 38 Abs. 7 lautet: 

,,(7) Der Bundesminister für Inneres kann die 
An, den Umfang und die Dauer der Belehrung und 
der Einschulung nach Abs. 1 Z 1 und 2 durch Vet­
ordnung näher bestimmen." 

49. § 39 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Rechtsträger der Einrichtung ist -
unbeschadet der Bestimmungen des § 65- ver­
pflichtet, 

1. unverzüglich das Bundesministerium für Inne­
res zu verständigen, wenn der Zivildienstlei­
stende die ihm nach den §§ 22 und 23 oblie­
genden Pflichten vernachlässigt oder wenn 
die Voraussetzungen für eine Änderung des 
Zuweisungsbescheides nach den §§ 17 und 18 
eintreten, . 

2. Dienstabwesenheiten der Zivildienstleistenden 
in den Fällen der §§ 23a und23bdein-Bundes­
ministerium für Inneres mitzuteilen und 

3. nach Maßgabe des § 37d Abs. 7und 8 bei der 
Wahl des Vertrauensmannes (des Stellvertre­
ters) sowie. bei der Wahrnehmung. der Aufga­
ben durch diese mitzuwirken." 
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50. § 40 lautet: 

,,§40. Der Rechtsträger der Einrichtung hat den 
Organen der zuständigen Überwachungsbehörden 
(§ 55) Einblick in die Durchführung des Zivildien­
stes zu gewähren und ihnen alle erforderlichen 
Auskünfte kostenlos zu erteilen, die es der Behörde 
ermöglichen, die Einhaltung der dem Zivildienstlei­
stenden und dem Rechtsträger der Einrichtung 
obliegenden Pflichten (§§ 22, 23, 23a, 23b, 38 und 
39) zu überwachen." 

51. § 41 Abs. 2 lautet:. 

,,(2) Der Bund hat dem Rechtsträger die Kosten 
zu ersetzen, die dem Rechtsträger durch Leistun­
gen nach § 25 Abs.2, § 38 Abs. 1 Z 1 und 2 und 
§ 37c Abs. 3 Z 1 lit. d erwachsen." 

52. Dem § 41 werden die folgenden Abs. 5 und 6 
angefügt: 

,,(5) Der Bundesminister für Inneres kann durch 
Verordnung Grundsätze festlegen, nach denen bei 
der Bestimmung der Höhe der Vergütungen nach 
den Abs. 1 und 2 sowie bei der Pauschalierung 
nach Abs. 3 vorzugehen ist. Diese Verordnung hat 
insbesondere zu enthalten: 

1. Die Kriterien, die für die Bestimmung des 
Wertes nach Abs. 1 zweiter Satz maßgeblich 
sind, 

2. die Umstände, die der Beurteilung der Ange­
messenheit der Vergütungen nach den Abs. 1 
bis 3 zugrunde zu legen sind, und 

3. die. vom Rechtsträger zu erbringenden Nach­
weise. 

(6) Der Bundesminister für Inneres hat eine nach 
Abs. 5 erlassene Verordnung in der im § 4 Abs. 6 
für die Veröffentlichung anerkannter Einrichtun­
gen vorgesehenen Weise zu verlautbaren." 

52a. Dem § 43 Abs. 3 wird folgende Z 6 ange­
fügt: 

,,6. Weiters hat sie über Berufungen gegen Straf­
erkenntnisse der Bezirksverwaltungsbehörden 
.in den Fällen der §§ 60 bis 69 zu entschei­
den." 

\ 

53. Der bisherige § 47 Abs. 4 entfällt und lautet 
nunmehr: 

,,(4) Verfügungen, die nur den Gang des Verfah­
rens betreffen oder der Vorbereitung der Entschei­
dung dienen, hat der Vorsitzende der Kommission 
zu erlassen. Zur Zurückweisung von Anträgen ist 
ein Senat zuständig, der aus dem Vorsitzenden, 
dem Berichterstatter und einem nach Abs. 3 Z 3 
bestellten Mitglied besteht:" 

54. § 48 Abs. 1 letzter Satz entfällt. 

55. Im § 51 Abs.3 entfällt das Zitat ,,(§ 47 
Abs. 4)". 

55a. Nach § 53 wird folgende Bestimmung ein­
gefügt: 

,,§ 53a. (1)Im Verfahren vor der Zivildienstober­
kommission in den Fällen des § 43 Abs. 3 Z 6 ist das 
VStG 1950 anzuwenden, soweit in diesem Bundes­
gesetz nicht anders bestimmt ist. 

(2) Gegen Straferkenntnisse der Bezirksverwal­
tungsbehörden in den Fällen der §§ 60 bis 69 ist die 
Berufung an die ZivildienStoberkommission zuläs­
sig. Die Zivildienstoberkommission entscheidet in 
oberster Instanz. Gegen die in diesen Fällen ergan­
genen Berufungsbescheide der Zivildienstoberkom­
mission ist die Beschwerde an den Verwaltungsge­
richtshof zulässig .. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben über 
Ersuchen der Zivildienstoberkommission in den 
Fällen des § 43 Abs. 3 Z 6 mittelbar Beweisaufnah­
men und Erhebungen (§ 55 Abs. 1 AVG 1950) 
durchzuführen, soweit dies für die Entscheidung 
der Zivildienstoberkommission erforderlich ist." 

56. § 54 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Der Vorsitzende der Zivildienstkommission 
hat, beginnend mit dem Jahr 1981, jeweils nach 
zwei Jahren bis spätestens 15. Feber dem Vorsit­
zenden der Zivildienstoberkommission einen 
Bericht über die Tätigkeit der Zivildienstkommis­
sion in den abgelaufenen zwei Kalenderjahren und 
allenfalls auch Anregungen für Änderungen des 
Zivildienstgesetzes oder der GeschäftSordnung der 
Zivildienstkommission zu erstatten." 

57. § 54 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Vorsitzende der Zivildienstoberkom­
mission hat, beginnend mit dem Jahr 1981, jeweils 
nach zwei Jahren bis spätestens 15. März unter 
Bedachtnahme auf den Bericht des Vorsitzenden 
der Zivildienstkommission gemäß Abs. 2 einen 
Bericht über ihre Tätigkeit in den abgelaufenen 
zwei Kalenderjahren zu verfassen. Dieser Bericht 
ist vom Bundesminister für Inneres zusammen mit 
einer Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Zivildienstoberkommission bis spätestens 15. April 
des dem Berichtsz(:itraum folgenden Jahres dem 
Nationalrat vorzulegen." 

58. In § 57 Abs. 2 zweiter Satz wird der Verweis 
auf § 54 Abs. 2 durch den Verweis auf § 54 Abs. 3 
ersetzt. 

59. § 60 lautet: 

,,§ 60. Wer vorsätzlich der Zuweisung zu einer 
Einrichtung im Rahmen des ordentlichen Zivildien­
stes länger als 30 Tage oder der Zuweisung im 
Rahmen des außerordentlichen Zivildienstes länger­
als acht Tage nicht Folge leistet, begeht, sofern 
nicht der Tatbestand des § 58 Abs. 1 vorliegt, eine 
Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 
30 000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit 
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Ersatzfreiheitsstrafe ;bis; Zlf: sechs Wochen, oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 
Überwiegen€l'schwerende' Umstäpde,~,betdi.chdich, 
so kann auch neben einer Freiheitsstrafe eine Geld­
sH~f~;:V~ihäiigi'werd~n:"'" ',"<"', ,,:", ",,' '.i 

;:,.,":'. 

,> ,,$61. Wer,,:yors~tzHch ;denihm • zugewiesenen 
Dien,sL ,verläßt öder ihm .fernbleibt, ,und sich 
dadurch wenigstens fanvlässig dem Dienst für län­
ger als 30 Tage ,entzieht, begeht" sofern' nicht der 
Tatbestand des§5S,Abs.' 2 vorliegt, eineVerwal­
tungsübertretung und ist hiefür von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 30 000 S, im 
Falle der, Uneinbi:inglichkeii mit Ersatzfreiheits­
strafe bis zu sechs Wochen; oder mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Überwiegen 
erschwerende Umstände beträchtlich, so kann auch 
neben ein'er Freiheitsstrafe eine Geldstrafe verhängt 
werden." 

61. § 62 lautet: 

,,§ 62. (1) Wer in der Absicht, sich dem Zivil­
dienst zu entziehen, vorsätzlich seine gänzliche 
oder teilweise Dienstuntauglichkeit herbeiführt, 
begeht, wenn er sich da~urch wenigstens fahrlässig 
seinem Dienst für länger als 30 Tage entzieht und 
sofern nicht der Tatbestand des § 59 Abs. 1 vor­
liegt, eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe 
bis zu 30000 S, im Falle der Uneinbrin,glichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen Zu bestrafen. 
Überwiegen' erschwerende Umstände beträchtlich, 
so kann auch neben einer Freiheitsstrafe eine Geld­
strafe verhängt werden. 

(2) Wer sich durch grobe Täuschung über Tatsa­
chen, insbesondere durch Vortäuschen gänzlicher 
oder teilweiser Dienstuntauglichkeit, wenigstens 
fahrlässig seinem Zivildienst fm' länger als 30 Tage 
entzieht, begeht, sofern nicht der Tatbestand des 
§ 59 Abs. 2 vorliegt, eine Verwaltungsübert,retung 
und ist hiefür von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Geldstrafe bis zu 30000 S, im Falle derUnein­
bringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen, oder mit, Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen' zu bestrafen. Überwiegen erschwer~nde 
Umstände beträchtlich, so kann auch neben einer 
Freiheitsstrafe eine Geldstrafe verhängt werden." 

62. § 63 lautet: 

,,§ 63. Wer vorsätzlich der Zuweisung zu einer 
Einrichtung nicht Folge leistet, den ihm zugewiese­
nen Dienst verläßt oder ihm fernbleibt oder sich auf 
die in den §§ 61 oder 62 angeführte Weise dem 
Zivildienst zu entziehen sucht, begeht, sofern nicht 
die Tatbestände der §§ 58 bis 62 vorliegen, eine 
Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 
20000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit 

Ersatzfreiheiisstrafe bis :zu,vier,Wochen zu' bestra-
fen." 

63. § 64 Abs. 1 lautet: , ., ~, 

,;,(1). Wer als Zivildien,stleistender vorsatzlith' eine 
dienstliche : 'Weisung seines:V o{gesetzten: 'flieht 
befolgt;. begeht, eine' Vetwaltungsübertretling'und 
ist hiefürvon' der:BezirksverWaltungsbehärde mit 
Geldstrafe bis zu20000S{im, falle 'der Unein­
bringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis-zu vier 
Wochen zu bestrafen." 

64. §65Iautet: 

,,§ 65. Ein ZiviIdiensdeistehder, der sonst eine 
der in den §§ 8a Abs: 4, iSa Abs. 5, 22,23' uhd 23b 
festgelegten' Dienstpflichten verletzt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 
5 000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatz­
freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

65. § 66 lautet: 

,,§ 66. Ein Zivildienstpflichtiger, der eine Mel­
dung nach den §§ 13 Abs. 4, 13a Abs. 2, 19a Abs. 6 
oder 56 unterläßt, begeht eine Verw.altungsübertre­
tung und ist hiefür von der Bezirksverwaltungsbe­
hörde mit Geldstrafe bis zu 5 000 S, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 
zwei Wochen zu bestrafen:" 

66. § 67 lautet: 

,,§ 67. Die Verletzung der den Rechtsträgern der 
Einrichtungen in den §§ Sa Abs. 3 und 32 Abs. 1 
sowie inden. §§ 38 bis 40 auferlegten Pflichten bil­
det eine Verwaltungsübertretung, die von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 
15000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu vier Wochen zu ahnden 
ist. " 

67. § 6S Abs. 1 und 2 lauten: 

,,§ 68. (1) Der Vorgesetzte des Zivildienstleisten­
den, der die ihm 'nach § 38 Abs.6 obliegenden 
Pflichten verletzt, begeht eine Verwaltungsübertre­
tung und ist hiefür von der Bezirksverwaltungsbe­
hörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 S, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 
vier Wochen zu bestrafen. 

(2) Der Vorgesetzte des Zivildienstleistenden, 
der die Meldung nach § 39 Abs. 2 unterläßt, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 
5000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatz­
freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

68. § 69 lautet: 

,,§ 69. Ein Dienstgeber, der die Meldung nach 
§ 13 Abs. 5 unterläßt, begeht eine Verwaltungs-' 
übertretung und ist hiefür von der Bezirksverwal­
tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 5 000 S, im·, 
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Falle der Uneinbringlichkeit mit, Ersatzfreiheits­
strafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

69. § 70 lautet: 

",,§ 70. Eine Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 60 bis 69 liegt nicht vor, wenn dieTat den Tat­
bestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fal­
lenden' strafbaren Handlung bildet oder nach ande­
ren' Verwaltungsstrafbestimmungen mit 'strengerer 
Strafe bedroht istf' 

70. § 75 lautet: 

,,§ 75. Die Handlungsfähigkeit des Antragstellers 
gemäß § 5 Abs. 1 ist im Verfahren vor der Zivil­
dienstkommission und vor der Zivildienstoberkom­
mIssIon ,durch seme Minderjährigkeit nicht 
beschränkt. " 

71. § 77 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist hinsichtlich 

1. der §§ 1, 10 Abs. 2, 37a Abs. 3, 44, 45, 47,52 
'Abs. 2 und 54 Abs. 1 die Bundesregierung, 

2. der §§ 5 Abs. 1 bis 4, 5a Abs. 4 erster Satz 
und Abs. 5 und 6 Abs. 5 der Bundesminister 
für Landesverteidigung, 

3. des § 5 Abs. 5 der Bundesminister für Lan­
desverteidigung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres, 

4. des § 38 Abs. 4 der Bundesminister für Inne­
res im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales, 

5. des § 12a Abs. 1 der Bundesminister für 
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für auswärtige Angelegenheiten, 

6. der §§ 24, 42, 58, 59 und 71 der Bundesmini­
ster für Justiz, 

7. der §§ 33 und 35 der Bunde.sminister für 
Arbeit und' Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Inneres, 

8. des § 55 Abs. 2 der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales oder für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr, je nach Art der Ein-
richtung, , 

9. der §§ 51 Abs.l letzter Satz und Abs.2 
zweiter Satz und 57 Abs. 1 der Bundesmini­
ster für Inneres im Einvernehmen mit dem 
'Bundesminister für Finanzen, 

10. des § 72 entweder die Bundesregierung oder 
der Bundesminister für Finanzen oder der 
Bundesminister .für Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen, je 
nachdem, auf welche Gebühr oder Abgabe 
sich diese Bestimmung bezieht, und 

11. der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­
ster für Inneres 

betraut." . 

ArtikelIlI 

Übergangs- und SchIußbestimmungen 

(1) . (V erfa:sst{ngsbestimm~~g)nies~s Buridesg~-
setz tritt in Kraft: ' 

1. hinsichtlich Art. II Z 9 (§ 8a) mit, L Feber 
1989; . ' 

2. hinsichtlich Art.!I Z7 (§7 Abs; 2), 15{§ 18a 
Abs. 1),36 (§ 31 Abs. 8),37 (§ 32 Abs. 1), 43 
bis 45 (§§ 37b bis 37d), 46 (§ 37e) und 49 
(§ 39 Abs. 1 Z 3) mit 1. Oktober 1989 und 

3. hinsichtlich aHerübrigen Bestimmungen' mit 
1. Dezember ,1988. 

(2) Artikel 11 Z 52a (§ 43 Abs. 3 Z 6) und 55a 
(§ 53a) treten mit Ablauf des 31. Dezember 1990 
außer Kraft. 

(3) Durchführungsverordnungen können bereits 
vor dem gemäß Abs. 1 in Betracht kommenden 
Zeitpunkt erlassen werden, treten jedoch frühestens 
mit den ihre Grundlage bildenden gesetzlichen 
Bestimmungen in Kraft. 

(4) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 53a 
beim Landeshauptmann in den Fällen der §§ 60 bis 
69 anhängigen Berufungsverfahren sind von diesem 
zu entscheiden. 

(5) Zivildienstpflichtigen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des § 26a Zivildienst leisten, ist die 
ihnen bis dahin gemäß § 26 Abs. 3 gebÜhrende 
ÜberbrückungshiIfe im letzten Monat des Zivil­
dienstes auszuzahlen. § 32 Abs. 2 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(6) Der Widerruf der Anerkennung einer Ein­
richtung, die den in § 3 Abs. 2 festgelegten V oraus­
setzungen nicht mehr entspricht (§ 4 Abs. 4 Z 2), ist 
vom Landeshauptmann bis spätestens 1. Juli 1989 
zu verfügen. Von einem Widerruf kann abgesehen 
werden, wenn die Einrichtung bereits am 1. Okto­
ber 1988 anerkannt war und sie so eingerichtet ist 
oder wird, daß der Zivildienstleistende eine dem § 3 
entsprechende Dienstleistung erbringen kann. 

(7) Zivildienstleistende, die einer Einrichtung 
zugewiesen wurden, deren Anerkennung' gemäß 
Abs. 6 rechtskräftig widerrufen wurde, haben ihren 
ordentlichen Zivildienst bei dieser Einrichtung zur 
Gänze abzuleisten. 

(8) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist betraut: 

1. hinsichtlich Art. I und III Abs. 1 die Bu~desre­
gjerung und 

2. hinsichtlich Art. III Abs. 2 bis 7 der Bundesmi­
nister für Inneres. 
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